
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

3121

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1986 Ausgegeben am 29. August 1986 189. Stück

4 5 1 . Verordnung: Datenverkehr in Personenstandsangelegenheiten im Bereich des Standesamtsver-
bandes Feldkirch

4 5 2 . Verordnung: Drittschuldneranfrage-Verordnung
4 5 3 . Verordnung: Einkommensermittlung nach dem Studienförderungsgesetz
4 5 4 . Kundmachung: Ergänzung des Übereinkommens zwischen dem Bund und der Oesterreichischen

Nationalbank zwecks Gewährung von Krediten an internationale Finanzinstitutio-
nen

4 5 1 . Verordnung des Bundesministers für
Inneres vom 9. August 1986 über den Daten-
verkehr in Personenstandsangelegenheiten im
Bereich des Standesamtsverbandes Feldkirch

Auf Grund des § 7 des Personenstandsgesetzes,
BGBl. Nr. 60/1983, wird verordnet:

§ 1. Auf Antrag des Standesamtsverbandes Feld-
kirch wird für den Bereich dieses Standesamtsver-
bandes die Ermittlung, Verarbeitung und Übermitt-
lung der in die Personenstandsbücher einzutragen-
den Daten mit der Auflage angeordnet, daß dabei
die Bestimmungen des Personenstandsgesetzes und
der Durchführungsbestimmungen zu diesem
Gesetz, besonders über die Übermittlung von
Daten aus den Personenstandsbüchern und über
die Auswahl der Materialien für die Anlegung der
Personenstandsbücher sowie über die Ausstellung
von Abschriften aus den Personenstandsbüchern
und von Personenstandsurkunden anzuwenden
sind.

§ 2. Die in § 1 getroffene Anordnung schließt die
Ermächtigung zur Verarbeitung und Übermittlung
bereits in die Personenstandsbücher eingetragener
Daten im automationsunterstützten Datenverkehr
ein.

§ 3. Diese Verordnung tritt am 1. September
1986 in Kraft.

Blecha

4 5 2 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 12. August 1986 über die Durch-
führung der Drittschuldneranfrage beim
Hauptverband der österreichischen Sozialver-
sicherungsträger mit Hilfe automationsunter-
stützter Datenverarbeitung (Drittschuldneran-

frage-Verordnung)

Auf Grund des § 294 a Abs. 4 Z 1 der Exeku-
tionsordnung, RGBl. Nr. 79/1896, zuletzt geändert

durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 71/1986, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
soziale Verwaltung und nach Anhörung des
Hauptverbandes der österreichischen Sozialversi-
cherungsträger verordnet:

I. Durchführung der Drittschuldneranfrage

§ 1. (1) Die im Wege der automationsunterstütz-
ten Datenverarbeitung durchzuführende Anfrage
an den Hauptverband der österreichischen Sozial-
versicherungsträger um Bekanntgabe der im
§ 294 a Abs. 1 Z 2 EO angeführten Daten (Dritt-
schuldneranfrage) hat jedenfalls den oder die Vor-
namen, den Familiennamen und das Geburtsdatum
des Verpflichteten sowie die Bezeichnung des
Exekutionsgerichts und das Aktenzeichen zu ent-
halten. Geschlecht und akademischer Grad des
Verpflichteten sind anzugeben, soweit sie sich aus
dem Exekutionsantrag ergeben.

(2) Der Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger hat die bei ihm gespei-
cherten aktuellen Daten (Abs. 1) im Wege der
automationsunterstützten Datenverarbeitung be-
kanntzugeben oder mitzuteilen, daß keine oder
nicht eindeutige Daten vorhanden sind.

II. Anfragegerichte

§ 2. (1) Die Gerichte, bei denen die technischen
Voraussetzungen gegeben sind, haben die Dritt-
schuldneranfrage selbst durchzuführen (Eigenan-
frage).

(2) Die technischen Voraussetzungen für die
Drittschuldneranfrage liegen ab dem Zeitpunkt
vor, ab dem zumindest ein Datensichtgerät und ein
Drucker verfügbar sind, von denen aus ein Zugriff
auf einen der im Netzwerk Justiz installierten Zwi-
schenrechner möglich ist.

§ 3. (1) Gerichte, bei denen die technischen Vor-
aussetzungen noch nicht gegeben sind, haben sich

2 300



3122 189. Stück — Ausgegeben am 29. August 1986 — Nr. 453 und 454

zur Durchführung der Drittschuldneranfrage an
das Bezirksgericht am Sitz des übergeordneten
Landes- oder Kreisgerichtes oder, wenn auch bei
diesem die technischen Voraussetzungen noch
nicht gegeben sind, an das Bezirksgericht am Sitz
des übergeordneten Oberlandesgerichtes zu wen-
den (Fremdanfrage).

(2) Als Bezirksgericht am Sitz des Landesgerich-
tes für Zivilrechtssachen Wien bzw. des Oberlan-
desgerichtes Wien gilt das Bezirksgericht Innere
Stadt Wien; als Bezirksgericht am Sitz des Landes-
gerichtes Graz bzw. des Oberlandesgerichtes Graz
gilt das Bezirksgericht für Zivilrechtssachen Graz;
als Bezirksgericht am Sitz des Landesgerichtes Linz
bzw. des Oberlandesgerichtes Linz gilt das Bezirks-
gericht Linz.

(3) Der Präsident des Oberlandesgerichtes kann
für die Fremdanfrage in seinem Sprengel aus perso-
nellen oder organisatorischen Gründen abwei-
chende Regelungen treffen, um eine reibungslose
Durchführung der Drittschuldneranfrage zu
gewährleisten. Er hat dabei im einzelnen zu bestim-
men, welche Gerichte für welche anderen Gerichte
die Fremdanfrage durchzuführen haben, und das
Bundesministerium für Justiz davon zu verständi-
gen.

III. Inkrafttreten

§ 4. Diese Verordnung tritt mit dem 1. Septem-
ber 1986 in Kraft.

Ofner

453 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 13. August
1986 über die Einkommensermittlung nach

dem Studienförderungsgesetz

Gemäß § 6 des Studienförderungsgesetzes 1983,
BGBl. Nr. 436, wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen, dem Bundesminister
für Land- und Forstwirtschaft sowie dem Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie ver-
ordnet:

§ 1. (1) Einkünften aus Land- und Forstwirt-
schaft, die gemäß § 17 des Einkommensteuergeset-
zes 1972 ermittelt werden, ist ein Betrag von 10 vH
des maßgeblichen Einheitswertes des land- und
forstwirtschaftlichen Vermögens hinzuzurechnen.

(2) Maßgeblicher Einheitswert ist der Einheits-
wert, der für die Gewinnermittlung nach der Ver-

ordnung des Bundesministers für Finanzen vom
10. Jänner 1983 über die Aufstellung von Durch-
schnittssätzen für die Ermittlung des Gewinnes aus
Land- und Forstwirtschaft, BGBl. Nr. 32/1983,
heranzuziehen ist.

§ 2. Einkünften aus Gewerbebetrieb, die unter
Anwendung des § 17 des Einkommensteuergesetzes
1972 ermittelt werden, ist ein Betrag von 10 vH
dieser Einkünfte hinzuzurechnen.

§ 3. Diese Verordnung ist für Anträge auf
Gewährung von Studienbeihilfen aus dem Studien-
jahr 1986/87 anzuwenden.

Fischer

454. Kundmachung des Bundesministers für
Finanzen vom 13. August 1986 betreffend eine
Ergänzung des Übereinkommens zwischen
dem Bund und der Oesterreichischen Natio-
nalbank zwecks Gewährung von Krediten an

internationale Finanzinstitutionen

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes
über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird im Hinblick auf das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 382/1973 und das Übereinkommen zur Errich-
tung der Inter-Amerikanischen Entwicklungsbank
BGBl. Nr. 174/1977 kundgemacht:

Punkt III des Übereinkommens zwischen dem
Bund, vertreten durch den Bundesminister für
Finanzen und der Oesterreichischen Nationalbank
wegen Gewährung eines Kredites an die Republik
Österreich zwecks Gewährung von Krediten an
internationale Finanzinstitutionen, BGBl.
Nr. 382/1973, lautet:

„Die Rückzahlung des Kredites erfolgt nach
einem tilgungsfreien Zeitraum von 5 Jahren in 10
gleichen aufeinanderfolgenden jährlichen Tilgungs-
raten zu 100 Millionen Schilling. Vorzeitige Rück-
zahlungen durch internationale Finanzinstitutionen
an die Republik Österreich führen jedoch zu ent-
sprechenden vorzeitigen Rückzahlungen der Repu-
blik Österreich an die Oesterreichische National-
bank."

Diese Ergänzung des Übereinkommens wird
einen Tag nach Verlautbarung im Bundesgesetz-
blatt wirksam.

Lacina


